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Die eben genannten Steuern, direkte unb indirekte, becfen nur bie
lausenden ober ordentlichen Ausgaben von Reich unb Staat, Gemeinbe
unb Kirche. Es gibt aber ncch sogenannte außerordentliche, b. H. ein¬
malige große Ausgaben. Zur Deckung dieser muß allermeist eine Anleihe
erhoben werben. Die Anleihen werben verzinst unb müssen nach einem
bestimmten Plane allmählich abgetragen (getilgt, amortisiert) werben.

Reichs- unb Staats-, Gemeinbe- unb Kirchenverwaltung müssen sowohl
über ihre orbentlichen wie außerordentlichen Einnahmen unb Ausgaben all¬
jährlich im voraus einen Haushaltsentwurf (Etat) aufstellen unb biefert
dem Reichs- ober Landtag, ber Stadtverordnetenversammlung oder dem
Kirchenvorstande vorlegen. Ebenso müssen sie nach Ablauf des Rechnungs¬
jahres einen Rechenschaftsbericht erstatten.

40. Die soziale Fürsorge.
I. Die Ueichsbürgerrechte der Reichsnngehörigkerl, der Freizügigkeit

und des Ilnterstühuiigswohiisitzes.
Alle Untertanen des Reiches, mögen sie einem deutschen Staate an¬

gehören, welchem sie wollen, heißen Inländer. Sie gelten gemeinsam als
Deutsche und werden von der Reichsregierung in ihren Rechten geschützt.
Dies wird das Recht der Reichsangehörigkeit genannt. Einem jeden
Reichsangehörigen steht ferner das Recht zu, sich niederzulassen, wo er will.
Dies wird das Recht der Freizügigkeit genannt. Sobald ein Reichs¬
angehöriger 18 Jahre alt ist und sich mindestens zwei Jahre lang an dem¬
selben Orte ausgehalten hat, hat er das Recht erlangt, daß, im Falle er
erwerbsunfähig wird, die Gemeinde für seine Unterstützung sorgt. Dies wird-
das Recht des Unterstützungswohnsitzes genannt.

jll. Die Gewerliefreiheit und der Gemerdeschich.
Die alten Zünste und Innungen sind aufgehoben. Einem jeden

Reichsangehörigen ist es freigestellt, im Reiche ein Amt, einen Beruf zu er¬
greifen oder ein Gewerbe zu treiben, welches er will. Dies wird das Recht
der Gewerbefreiheit genannt. Diejenigen, die ein Gewerbe im Umher¬
ziehen betreiben wollen, müssen einen Wandergewerbefchein (Hausierschein)
meist gegen Entrichtung einer Abgabe lösen.

Da es sich nun herausgestellt hat, daß eine festere Zusammenschließung
der Meister ein und desselben Gewerbes von Nutzen ist, so ist die Bildung
freier, oder, wenn nötig und allgemein verlangt, auch von Zwangsinnungen
gestattet. Diese Innungen sollen dazu dienen, gute Aussicht über die Ge¬
sellen und ihre Führung zu halten, das Herbergswesen zu regeln und einen
Arbeitsnachweis einzurichten. Sie sollen auch für die Fortbildung der
Lehrlinge durch Fachunterricht Sorge tragen, Gesellen- und Meisterprüfungen
abhalten und Zeugnisse darüber ausstellen.

Das Reich stützt das Gewerbe und schützt es auch. Und nicht nur
das Gewerbe im engeren, sondern auch int weiteren Sinne d. H. die Ge¬
schäfts- und Erwerbstätigst überhaupt. Wenn jemand eine neue und wert¬
volle Erfindung gemacht hat, erhält er auf Verlangen das Patent auf diese.


